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Kolping und Demokratie 

Das Kolpingwerk Diözesanverband Münster ist ein generationsübergreifender, sozialer 

Verband, der sich für eine solidarische Gesellschaft einsetzt. 

Im Leitbild des Kolpingwerkes Deutschland heißt es: ,,Unser besonderes Augenmerk gilt 

den benachteiligten und hilfesuchenden Menschen, die unserer Unterstützung 

bedürfen". 

In Ziffer 22 des Leitbildes wird dies besonders deutlich: ,,KOLPING fördert politisches 

Engagement in Parteien, die die grundlegenden demokratischen Prinzipien und die 

freiheitlich-demokratische Grundordnung nicht in Frage stellen, und Parlamenten sowie 

andere Formen gesellschaftlicher Teilhabe. Darin sehen wir einen unverzichtbaren 

Beitrag zur verantwortungsbewussten Mitgestaltung unserer Gesellschaft." 

Und in Ziffer 51 des Leibildes bekräftigt das Kolpingwerk Deutschland die „AKTIVE 

MITGESTALTUNG DER ARBEITSWELT:" 

Deshalb blickt das Kolpingwerk DV Münster mit Sorge auf eine antidemokratische 

Entwicklung in Gesellschaft und Politik. Diese Entwicklung zeigte sich beispielsweise in 

Wahlumfragen, bei denen die AfD, je nach Institut, bei 19 bis 23 Prozent liegt (Stand 

September 2023) und damit bei jetzigen Wahlen die zweitstärkste Fraktion im 

Bundestag stellen würde. Seit dem Sommer 2023 stellt sie darüber hinaus den 

Bürgermeister in der Kleinstadt Raguhn-Jeßnitz sowie den Landrat im thüringischen 

Sonneberg und konnte damit erstmals kommunale Spitzenämter für sich gewinnen. 

Auch in den im Oktober 2023 stattfindenden Landtagswahlen konnte die Partei, die auf 

Bundesebene vom Verfassungsschutz als rechtsextremistischer Verdachtsfall eingestuft 

werden darf , Wahlerfolge verbuchen. Sie landete in Bayern bei 14,6 Prozent und in 

Hessen bei 18,4 Prozent (Stand 09.10.2023, Zeit Online) . 

Das Kolpingwerk DV Münster fordert, von den demokratischen politischen Akteuren der 

verschiedenen Ebenen sich nicht nur in Statements gegen diese Entwicklung 

auszusprechen, sondern ihr politischen Handeln danach auszurichten, dass dieser 

antidemokratischen Entwicklung die Grundlage entzogen wird. 






